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1. Geplante Änderungen durch das 
 Jahressteuergesetz

Für 2023 sind durch das Jahressteuergesetz 2022 erhebliche Ände-
rungen geplant. Bei Redaktionsschluss lag die endgültige Fassung 
allerdings noch nicht vor. Inwiefern und wann Bundestag und Bun-
desrat noch zustimmen ist noch nicht abzusehen, es ist aber davon 
auszugehen, dass ab 2023 mit vielen Änderungen zu rechnen ist. 
Nachfolgend werden die wichtigsten Änderungsentwürfe stich-
punktartig aufgezeichnet:

Gebäude-AfA § 7 Abs. 4 EStG:

Steuerpfl ichtige hatten bisher die Möglichkeit, ihr Gebäude mit 
einer kürzeren als der gesetzlich vorgegebenen Nutzungsdauer ab-
zuschreiben, wenn ein begründeter Ausnahmefall vorlag und ent-
sprechende Nachweise vorgelegt werden konnten. Von dieser Aus-
nahmeregelung soll ab 2023 kein Gebrauch mehr gemacht werden. 
Soweit die Absetzung für Abnutzung (AfA) für Gebäude im Rahmen 
der Einkünfteermittlung für das Kalenderjahr 2022 oder das vor dem 
1. Januar 2023 endende Wirtschaftsjahr zulässigerweise mit einer 
geringeren Nutzungsdauer vorgenommen wurde, kann die Abset-
zung für Abnutzung auch weiterhin nach der zu diesem Stichtag 
anerkannten kürzeren Nutzungsdauer bemessen werden.

Der reguläre lineare AfA-Satz soll für Gebäude, die Wohnzwecken 
dienen, von 2 % auf 3 % angehoben werden. Damit verkürzt sich 
zwar die Abschreibungsdauer auf 33 Jahre, die tatsächliche Nut-

zungsdauer wird aber weiterhin 50 Jahre betragen. Davon wären 
Wohngebäude betroffen, die nach dem 30.6.2023 fertiggestellt wer-
den.

Häusliches Arbeitszimmer:

Beim Vorliegen eines häuslichen Arbeitszimmers und ohne einen 
anderen Arbeitsplatz konnten Steuerpfl ichtige bislang Aufwen-
dungen bis zu 1.250 € abziehen. Das Finanzamt hat bei der Ver-
anlagung grundsätzlich zu überprüfen, ob die Voraussetzungen in 
jedem Einzelfall vorliegen. Um diesen Aufwand zu vermindern, soll 
der Höchstbetrag von 1.250 € ab 2023 zu einem Pauschbetrag in 
selbiger Höhe umgewandelt werden, der den Steuerpfl ichtigen zu 
gewähren ist, sobald ihnen kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Dadurch entfi ele die oft aufwendige Ermittlung der jährlichen 
Aufwendungen.

Bildet das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der Tätigkeit, kann wei-
terhin der volle Abzug der Aufwendungen als Betriebsausgabe oder 
Werbungskosten beantragt werden. Es ist jedoch Voraussetzung, 
dass dem Steuerpfl ichtigen dauerhaft kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Wird das häusliche Arbeitszimmer beispielsweise 
nur an manchen Wochentagen genutzt, weil an den übrigen Ta-
gen ein anderer Arbeitsplatz vorhanden ist, so kann höchstens der 
Pauschbetrag von 1.250 € geltend gemacht werden.

Homeoffi ce-Pauschale:

Aufgrund von Corona wurde die sog. Homeoffi ce-Pauschale einge-
führt. Seit dem Jahr 2020 konnten Steuerpfl ichtige in ihrer Einkom-
mensteuererklärung bis zu 120 Tage pro  Jahr im Homeoffi ce geltend 
machen. Für jeden Tag wurden 5 € steuermindernd berücksichtigt, 
im Jahr also maximal 600 €. Nun wird die Regelung erweitert und 
es sollen ab 2023 bis zu 200 Tage pro Jahr im Homeoffi ce steuer-
mindernd angegeben werden können, was zu einem Höchstbetrag 
von 1.000 € im Jahr führt. Der Betrag bleibt auch bei mehreren 
Arbeitsverhältnissen gleich. Ein separates Arbeitszimmer ist dafür 
nicht erforderlich.

Anpassung des Sparer-Pauschbetrags:

Wer Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielt, ist bis zu einem Betrag 
von 801 € pro Jahr vom Einbehalt von Kapitalertragsteuer befreit. 
Bei zusammenveranlagten Ehegatten gilt der doppelte Betrag von 



1.602 €. Der bisherige Betrag soll zum 1.1.2023 auf 1.000 € bei 
Einzelveranlagung bzw. auf 2.000 € bei Zusammenveranlagung an-
gehoben werden.

Anpassung des Ausbildungsfreibetrags:

Steuerpfl ichtige können für ein Kind, welches sich in einer Berufs-
ausbildung befi ndet und dabei auswärtig untergebracht ist, einen 
steuermindernden Ausbildungsfreibetrag erhalten. Dieser könnte 
sich zum 1.1.2023 von bisher 924 € auf 1.200 € erhöhen. Vorausset-
zung für die Gewährung des Freibetrags ist außerdem, dass für das 
Kind noch ein Kindergeldanspruch besteht.

Erhöhung der Arbeitslohngrenze:

In Fällen, in denen die Pauschalbesteuerung angewendet wird, soll 
sich die Arbeitslohngrenze ab 2023 von 120 € auf 150 € je Arbeits-
tag erhöhen. Diese Änderung erfolgt als entsprechende Anpassung 
an die bereits durchgeführte Erhöhung des Mindestlohns zum 
1.10.2022.

Förderung von PV-Anlagen:

Der Ausbau von PV-Anlagen soll in den nächsten Jahren weiter ge-
fördert werden. Die Regierung hat sich dafür mehrere Maßnahmen 
überlegt. Zum einen soll eine Ertragsteuerbefreiung eingeführt wer-
den, die für PV-Anlagen gilt, wenn diese eine Leistung von max. 30 
kW (Bruttonennleistung laut Marktstammdatenregister) bei Einfa-
milienhäusern und Gewerbeimmobilien bzw. 15 kW je Wohn- und 
Gewerbeeinheit bei übrigen, überwiegend zu Wohnzwecken genutz-
ten Gebäuden haben. Die Steuerbefreiung soll unabhängig von der 
späteren Verwendung des erzeugten Stroms gelten.

Zum anderen soll ein sog. Nullsteuersatz für die Umsatzsteuer ein-
geführt werden, soweit es sich um eine Leistung an den Betreiber 
einer Anlage handelt und die Anlage auf oder in der Nähe von (Pri-
vat-)Wohnungen und öffentlichen und anderen Gebäuden, die dem 
Gemeinwohl dienend genutzt werden, installiert wird. Der Betreiber 
wird bei der Anschaffung nicht mehr mit Umsatzsteuer belastet und 
muss nicht mehr auf die Kleinunternehmerregelung verzichten, um 
die Vorsteuer zurückzuerhalten. Dadurch wird Bürokratieaufwand 
vermieden.

Außerdem sollen Lohnsteuerhilfevereine eine erweiterte Beratungs-
befugnis bekommen und dürften damit auch Steuerpfl ichtige bera-
ten, die eine PV-Anlage mit einer Leistung mit bis zu 30 kW instal-
liert haben.

Berücksichtigung von Altersvorsorgebeiträgen:

Geleistete Beiträge zur Altersvorsorge sollen ab dem nächsten Jahr 
in voller Höhe als Sonderausgaben abzugsfähig sein. Maßgebend ist 
der Betrag, der von dem Steuerpfl ichtigen in dem jeweiligen Veran-
lagungszeitraum gezahlt wurde.

Änderungen im Bewertungsrecht:

Besonders hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf die ge-
planten einschneidenden Änderungen für künftige Immobilienüber-
tragungen im Rahmen der Schenkung- und Erbschaftsteuerveranla-
gung. Der jetzige Entwurf sieht weitreichende Verschlechterungen 
der steuerlichen Bewertungsverfahren vor, so etwa die Verlängerung 
der Gebäudenutzungsdauer von Wohnungs-/Teileigentum sowie 
Ein- und Zweifamilienhäusern, eine Herabsetzung der gesetzlichen 
Liegenschaftszinssätze und Bewirtschaftungskosten, die Einführung 
von Regionalfaktoren bei der Bestimmung von Regelherstellungs-
kosten und ferner eine erhebliche Anpassung der sog. Sachwertfak-
toren. 

Bei geplanten Immobilienübertragungen sollten Sie daher frühzeitig 
mit Ihrem Steuerberater Kontakt aufnehmen.

2. Verlängerung der Frist der 
 Grundsteuererklärungen

Die Berechnung der Grundsteuer errechnet sich seit Jahren anhand 
veralteter Werte. Deswegen sollen ab 2025 neue Berechnungsgrund-
lagen gelten. Für diese werden aber die aktuellen Grundstückswerte 
benötigt, sodass alle Grundstückseigentümer in Deutschland eine 
Grundsteuererklärung einreichen müssen. Die ursprünglich ange-
setzte Frist dazu lief vom 1.7. bis zum 31.10.2022. Da es nicht gelin-
gen wird, dass alle Erklärungen innerhalb der Frist eingehen, haben 
sich Bund und Länder kurz vor Ablauf der Frist geeinigt, dass die 
Frist zur Abgabe der Grundsteuererklärungen bundesweit einmalig 
bis zum 31.1.2023 verlängert wird.

3. Infl ationsausgleichsprämie

Die sog. Infl ationsausgleichsprämie ist Teil des dritten Entlastungs-
pakets. Durch die Einführung haben Arbeitgeber seit dem 26.10.2022 
die Möglichkeit, ihren Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn weitere Zahlungen bis zu einer Gesamthö-
he von 3.000 € zukommen zu lassen. Dieser Betrag ist steuer- und 
sozialversicherungsfrei. Der Begünstigungszeitraum läuft noch bis 
zum 31.12.2024. Dabei wird es den Arbeitgebern überlassen werden, 
zu entscheiden, ob und in welcher Höhe sie die Prämie zahlen, eine 
Zahlungsverpfl ichtung gibt es nicht.

4. Infl ationsausgleichsgesetz

Das Infl ationsausgleichsgesetz soll die kalte Progression abbauen 
und damit bewirken, dass die Bürger mehr Geld zur Verfügung ha-
ben. Zudem wären so deutlich mehr Bürger von der Abgabe einer 
Steuererklärung befreit. Als Gesetzesvorhaben wurde der Entwurf im 
September vom Bundeskabinett verabschiedet. 

Der Gesetzesentwurf sieht folgende Änderungen vor:

 » Der Grundfreibetrag soll zum 1.1.2023 auf 10.632 € angehoben 
werden, zum 1.1.2024 auf 10.932 €.

 » Die sog. Tarifeckwerte sollen verschoben werden. Damit würde 
der Spitzensteuersatz in 2023 erst bei 61.972 € greifen, in 2024 
erst bei 63.515 €.

 » Zur Unterstützung von Familien soll der steuerliche Kinderfrei-
betrag angehoben werden. Dieser soll von 2022 bis 2024 jährlich 
weiter steigen. 

 » Das Kindergeld soll zum 1.1.2023 auf 237 € monatlich für das 
erste, zweite und dritte Kind angehoben werden. Dies gilt unab-
hängig davon, ob die Familie Einkommensteuer zahlt oder nicht.

 
 » Wer Unterhaltszahlungen leistet, konnte diese bislang bis zu 

einem Höchstbetrag von 9.984 € steuerlich berücksichtigen las-
sen. Der Höchstbetrag soll rückwirkend schon für 2022 mit Hilfe 
eines dynamischen Verweises in Anlehnung an den Grundfreibe-
trag auf 10.347 € angehoben werden.

5. Drittes Entlastungspaket 

Die Bundesregierung hat ein drittes Maßnahmenpaket auf den Weg 
gebracht. Dieses soll die Bürger in Zeiten der Infl ation und hohen 
Energiepreise unterstützen. Zu den geplanten, aber bislang nur zum 
Teil endgültig beschlossenen Maßnahmen gehören u. a. folgende 
Punkte:



 » Rentner sollen ab Anfang Dezember eine einmalige Energie-
preispauschale in Höhe von 300 € erhalten, die von der Deut-
schen Rentenversicherung ausgezahlt wird. 

 » Studenten und Fachschüler sollen eine Einmalzahlung in Höhe 
von 200 € erhalten. Wie und wann die Auszahlung erfolge soll, 
seht bislang noch nicht fest.

 » Für die Jahre 2023 und 2024 ist eine Erhöhung des Kindergeldes 
vorgesehen. Für die ersten zwei Kinder pro Familie soll sich der 
Kindergeldbetrag um 18 € erhöhen. Eine Familie mit zwei Kin-
dern hat so 432 € pro Jahr mehr zur Verfügung.

 » Zum 1.1.2023 könnte sich der Kinderzuschlag auf 250 € pro 
Monat erhöhen. Die Regelung soll zunächst bis zur Einführung 
der Kindergrundsicherung gelten und dann wegfallen. Ein ge-
nauer Zeitpunkt dafür steht noch nicht fest.

 » Die Höchstgrenze für Midijobs soll zum 1.1.2023 auf monatlich 
2.000 € steigen. Durch die Erhöhung würden die Arbeitnehmer 
deutlich weniger Beiträge zur Sozialversicherung zahlen und 
so entlastet werden. Erst im Oktober wurde dieser Betrag auf 
1.600 € angehoben.

 » Für die in 2020 entstandene Homeoffi ce-Pauschale könnte die 
bisherige Befristung bis zum 31.12.2022 aufgehoben werden. 
Für jeden Tag im Homeoffi ce konnten Steuerpfl ichtige 5 € an-
geben, im Jahr maximal 600 €. Insbesondere Steuerpfl ichtige, 
die regelmäßig von Zuhause aus arbeiten, aber kein separates 
Arbeitszimmer vorweisen können, profi tierten bislang davon.

 » Nach dem Erfolg des 9-Euro-Tickets wird nun von Bund und 
Ländern an einer Nachfolgelösung gearbeitet. Ziel ist ein Ticket, 
welches bundesweit für einen erschwinglichen Preis erworben 
werden kann. 

 » Der Umsatzsteuersatz in der Gastronomie soll auch in 2023 
weiter bei 7 % liegen und nicht wieder auf 19 % erhöht werden.

6. Nachträgliche Geltendmachung des Wahl-
rechts beim Sonderausgabenabzug

Bei gesetzlich versicherten Steuerpfl ichtigen übermittelt die zustän-
dige Krankenkasse in den meisten Fällen die Beiträge der Kranken- 
und Pfl egeversicherung des Veranlagungsjahres an das Finanzamt. 
Dieses ist an die elektronischen Daten gebunden und übernimmt sie 
ohne Zutun des Steuerpfl ichtigen in die Einkommensteuerfestset-
zung. Anders verhält es sich dagegen bei Altersvorsorgebeiträgen 
wie beispielsweise Riesterrenten. Zum einen werden die Daten nur 
mit Zustimmung des Steuerpfl ichtigen an das Finanzamt übermit-
telt, zum anderen übernimmt dieses die Daten auch nur auf Antrag 
mit der entsprechenden Anlage in der Steuererklärung. Das führt 
dann zu einem zusätzlichen Sonderausgabenabzug.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) befasste sich in einem Urteil mit der 
Thematik. Auslöser war ein Steuerpfl ichtiger, der seine Einkommen-
steuererklärung einreichte, allerdings ohne Anlage für die Alters-
vorsorgebeiträge. Dementsprechend berücksichtigte das Finanzamt 
diese auch nicht steuermindernd. Nachdem der Bescheid bestands-
kräftig geworden war, beantragte der Steuerpfl ichtige formlos den 
zusätzlichen Sonderausgabenabzug, den das Finanzamt versagte. 
Dies sei nur durch die entsprechende Anlage in der Erklärung mög-
lich gewesen, zudem greife auch keine Änderungsvorschrift.

Der BFH versagte den Abzug ebenfalls und führte dazu aus, dass für 
den zusätzlichen Sonderausgabenabzug grundsätzlich ein Wahl-
recht vorliegt, welches allerdings nur bis zur materiellen Bestands-
kraft ausgeübt werden kann. Dafür muss die Anlage AV vorliegen 

oder alternativ ein formloser Antrag. Zudem muss der Steuerpfl ich-
tige der Datenübermittlung an das Finanzamt zugestimmt haben, 
eine Übernahme ist nur mit elektronischen Daten möglich. Nach 
Ablauf der Einspruchsfrist ist eine Änderung nur möglich, soweit 
eine Korrekturvorschrift greift. Das Gesetz sieht für diesen Fall aber 
keine eigenständige Änderungsvorschrift vor.

7. Kosten für Müllabfuhr und Abwasser-
 entsorgung sind keine haushaltsnahen 

Dienstleistungen

Mit Urteil vom 24.2.2022 entschied das Finanzgericht Münster 
(FG), dass Müllentsorgungs- und Abwassergebühren nicht unter die 
Steuerermäßigung für „haushaltsnahe Dienstleistungen“ fallen. Im 
entschiedenen Fall machte eine Steuerpfl ichtige in ihren Einkom-
mensteuererklärungen von der Gemeinde erhobene Abgaben für die 
Restmüll- und die Komposttonne sowie für die Schmutzwasserent-
sorgung als haushaltsnahe Dienstleistungen geltend. Das Finanz-
amt gewährte die Steuerermäßigung nicht.

Das FG stellte dazu fest, dass „haushaltsnahe Dienstleistungen“ nur 
solche sind, die eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung ha-
ben bzw. damit im Zusammenhang stehen. Nach der Intention des 
Gesetzgebers sollen (nur) typische hauswirtschaftliche Arbeiten be-
günstigt werden, wobei deren Erledigung durch Dritte zur Bekämp-
fung von Schwarzarbeit gefördert werden sollen. Nicht gefördert 
werden sollen dagegen solche Dienstleistungen, die regelmäßig 
nicht von Haushaltsangehörigen erledigt werden, wie z. B. die Ent-
sorgung von Müll und die Ableitung von Schmutzwasser. Darüber 
hinaus erbringt die Gemeinde die Müllabfuhr- und Abwasserbesei-
tigungsleistungen nach der räumlich-funktionalen Auslegung des 
Haushaltsbegriffs nicht im „Haushalt“ der Klägerin. 

Anmerkung: Das FG hat die Revision zum Bundesfi nanzhof zugelas-
sen, die dort unter dem Aktenzeichen VI R 8/22 anhängig ist.

8. Kein Vorsteuerabzug für Stromspeicher einer 
PV-Anlage

Inzwischen befi nden sich auf vielen Dächern PV-Anlagen zur Strom-
erzeugung. Einige der Eigentümer haben sich zu der Anlage noch 
einen Stromspeicher einbauen lassen. Obwohl dieser fest mit der 
PV-Anlage verbunden ist, führt die Anschaffung aber nicht automa-
tisch zu einem Vorsteuerabzug. Es ist in den Einzelfällen zu prüfen, 
ob es sich bei dem angeschafften Stromspeicher um Unternehmens- 
oder Privatvermögen handelt. So entschied das Finanzgericht (FG). 

Zu der Entscheidung kam es, als ein Ehepaar als GbR eine PV-Anla-
ge erwarb und einige Jahre später noch einen Stromspeicher dafür 
einbauen ließ. Dieser speicherte den erzeugten Strom für die spä-
tere, ausschließlich private Versorgung. Die GbR beantragte beim 
Finanzamt den Vorsteuerabzug, der jedoch verwehrt wurde. Bei der 
nachträglichen Anschaffung sei von einem privaten Stromspeicher 
auszugehen, der nicht unternehmerisch genutzt werden würde. 
Daran würde auch die unternehmerisch genutzte PV-Anlage nichts 
ändern, da beide Geräte unabhängig voneinander auf ihre jeweilige 
Nutzung geprüft werden.

Das FG übernahm diese Auffassung. Dadurch, dass der Speicher nur 
Strom für den privaten Gebrauch einspeichert, liegt hier keine un-
ternehmerische Nutzung vor. Weder wird ein Nutzungsentgelt an 
die GbR gezahlt, noch dient der Speicher der Erzielung von Einnah-
men. Das FG merkte noch an, dass es für den Vorsteuerabzug eines 
Stromspeichers unerheblich ist, ob dieser gleichzeitig mit der PV-
Anlage angeschafft wird oder erst nachträglich. Dabei ist allerdings 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
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  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren
Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 

werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

zu beachten, dass zur Zeit noch Verwaltungsanweisungen vorliegen, 
die - entgegen dieser Entscheidung - vorsehen, den betroffenen 
Steuerpfl ichtigen die Vorsteuer bei einer gleichzeitigen Anschaffung 
von PV-Anlage und Stromspeicher zu gewähren.

9. Beendigung der Selbstnutzung eines 
 Familienheims

Bei der Erbschafsteuerberechnung können Erwerbe zum Teil steuer-
frei behandelt werden. Der bekannteste Fall dürfte der Erwerb des 
selbstgenutzten Familienheims sein. Der Erwerb einer im Inland oder 
in einem Mitgliedstaat der EU gelegenen Immobilie von Todes wegen 
kann steuerfrei sein. Voraussetzung ist, dass der Erblasser bis zum 
Erbfall die Wohnung zu eigenen Wohnzwecken genutzt hat (eine 
Verhinderung der Selbstnutzung aus zwingenden Gründen kann un-
schädlich sein) und der Erwerber die Wohnung unverzüglich (auch 
hier können zwingende Gründe einer späteren Nutzung unschädlich 
sein) nach dem Erbanfall ebenfalls zu eigenen Wohnzwecken nutzt. 

Zu beachten ist aber insbesondere, dass die Nutzung durch den Er-
werber für mindestens 10 Jahre nach dem Erwerb vorliegen muss. 
Der Bundesfi nanzhof (BFH) erließ zwei Urteile zu der Thematik. In 
beiden Fällen endete die Selbstnutzung der Erben aufgrund gesund-
heitlicher Probleme schon innerhalb der zehnjährigen Frist, sodass 
das Finanzamt die notwendigen Voraussetzungen nicht als erfüllt 
ansah und die gewährte Steuerbefreiung auch mit Wirkung für die 
Vergangenheit wieder aufhob. 

Nach dem Erbanfall wurde die Steuerbefreiung in beiden Fällen 
erstmal zu Recht gewährt, nun ist zu überprüfen, ob der Erwerber 
tatsächlich aus zwingenden Gründen an der Selbstnutzung gehin-
dert war. Es reicht nicht aus, wenn sich der Erwerber nur aufgrund 
persönlicher oder wirtschaftlicher Zweckmäßigkeitserwägungen an 
der Selbstnutzung gehindert fühlt. Vielmehr ist es erforderlich, aber 
auch ausreichend, wenn dem Erwerber aus objektiven Gründen die 
Selbstnutzung des Familienheims nicht mehr zuzumuten ist. Dabei 
ist ein strenger Maßstab anzulegen, um eine verfassungswidrige Be-
günstigung zu vermeiden. Allein der bauliche Zustand des Gebäudes 
ist kein zwingender Grund für die Aufgabe der Selbstnutzung, da 
man diesen auf die eigenen Lebensumstände anpassen könnte. Der 
BFH hat die beiden Fälle jeweils wieder zurück an das Finanzgericht 
verwiesen, damit dieses überprüft inwiefern bei den gesundheitli-
chen Gründen ein zwingender Grund vorlag.

10. Kein Entschädigungsanspruch bei 
 Verfahrensverlängerung durch Corona

Die Corona-Pandemie hat in vielen Bereichen durch Personalausfälle 
und unvorhersehbare Mehrarbeit für deutlich verlängerte Warte- 
bzw. Bearbeitungszeiten gesorgt. Nun wird durch neue Urteile in der 
nächsten Zeit entschieden, inwiefern es den Bürgern zusteht, coro-
nabedingte Entschädigungsansprüche geltend zu machen.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat dazu bereits ein Urteil fällen müssen 
und sich darin zum Nachteil des Steuerpfl ichtigen ausgesprochen. 
Der beteiligte Unternehmer reichte eine Klage gegen Umsatzsteu-
erbescheide ein; zwei Jahre nach Klageeingang erhob er Verzöge-
rungsrüge aus Besorgnis, dass das Verfahren nicht in angemessener 
Zeit abgeschlossen werden würde. Das Verfahren wurde einige Zeit 
später beendet und der Steuerpfl ichtige erhob Klage auf Entschä-
digung wegen überlanger Verfahrensdauer. Dies steht dem Steu-
erpfl ichtigen grundsätzlich zu, wenn ihm immaterielle Nachteile 
durch eine unangemessene Verfahrensdauer bei dem Gerichtsver-
fahren entstehen könnten. Der BFH wies diese Klage jedoch ab. Eine 
Verzögerung im Sitzungsbereich eines Finanzgerichts, die durch den 
Beginn der Corona-Pandemie verursacht wurde, führt nicht zur Un-
angemessenheit der gerichtlichen Verfahrensdauer.

Dies begründet sich dadurch, dass die Pandemie sowohl in ihrem 
Eintritt als auch in ihrer Wirkung nicht vorhersehbar gewesen ist, 
insbesondere zum Zeitpunkt des Pandemiebeginns. Dies führte auf-
grund der ergriffenen Schutzmaßnahmen zu Einschränkungen im 
fi nanzgerichtlichen Sitzungsbetrieb. Da auch eine große Anzahl 
anderer Einrichtungen und Betriebe betroffen gewesen sind, kann 
hier nicht von einem spezifi schen Problem der Justiz ausgegangen 
werden, ebenso wenig wie von einem Organisationsverschulden der 
Justizbehörden betreffend die Vorsorge für die Aufrechterhaltung 
einer stets uneingeschränkten Rechtspfl ege.

11. Verjährung von Urlaubsanspruch

Der Europäische Gerichtshof widerspricht auf Anfrage des Bundes-
arbeitsgerichts der grundsätzlichen in Deutschland vorhandenen 
Verjährungsfrist des Urlaubsanspruchs, wenn der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer nicht auf den drohenden Verlust des Urlaubsan-
spruchs hingewiesen hat. Das Bundesarbeitsgericht will nun in den 
anhängigen Verfahren noch im Dezember darüber entscheiden.

Vielen Dank für das uns im Jahr 2022 entgegen gebrachte Vertrauen, 
frohe Weihnachten und ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr!


